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Verordnung

Uber die Nebentétigkeit der Beamten
(Nebentatigkeitsverordnung — NtVO )

Vom 12. August 1988*

Auf Grund des8 33 des Landesbeamtengesetzes (LB@&er Fassung vom
20. Februar 1979 (GVBI. S.368), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
10. Dezember 1986 (GVBI. S. 2013), wird verordnet:

§1
Nebentétigkeit

(1) Nebentatigkeit eines Beamten ist die Austibung eines Nebenamtes oder
einer Nebenbeschaftigung.

(2) Nebenamt ist ein nicht zu einem Hauptamt gehdrender Kreis von Aufga-
ben, der auf Grund eines 6ffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhaltnisses
wahrgenommen wird.

(3) Nebenbeschaftigung ist jede sonstige, nicht zu einem Hauptamt geho-
rende Tatigkeit innerhalb oder auRerhalb des 6ffentlichen Dienstes.

(4) Zu den offentlichen Ehrenamtern im Sinne \®A9 Abs. 1 Satz 2 LBG
gehoren die als solche in Rechtsvorschriften bezeichneten Tatigkeiten, im tbri-
gen jede behdrdlich bestellte oder auf Wahl beruhende unentgeltliche Mitwir-
kung bei der Erflllung 6ffentlicher Aufgaben.

§2
Nebentétigkeit im 6ffentlichen Dienst

(1) Nebentatigkeit im 6ffentlichen Dienst ist jede fiir das Land Berlin, den
Bund, ein anderes Land oder eine andere Korperschaft, Anstalt oder Stiftung
des offentlichen Rechts oder fir Verbande von solchen ausgeiibte Nebentatig-
keit; ausgenommen ist eine Nebentatigkeit fur 6ffentlich-rechtliche Religions-
gesellschaften oder deren Verbande.

(2) Einer Nebentétigkeit im offentlichen Dienst steht gleich eine Nebentéatig-
keit fur

1. Vereinigungen, Einrichtungen oder Unternehmen, deren Kapital (Grund-

oder Stammkapital) sich unmittelbar oder mittelbar ganz oder tberwie-
gend in 6ffentlicher Hand befindet oder die fortlaufend ganz oder tiberwie-
gend aus offentlichen Mitteln unterhalten werden,

2. zwischenstaatliche oder Uberstaatliche Einrichtungen, an denen eine juri-

stische Person oder ein Verband im Sinne des
Absatzes 1 Halbsatz 1 durch Zahlung von Beitrdgen oder Zuschiissen oder
in anderer Weise beteiligt ist,

Datum: Verk. am 30. 8. 1988, GVBI. S. 1491, 1948

72. Erg.Lfg. (Januar 2002)



2030-1-5

3. natlrliche oder juristische Personen, die der Wahrung von Belangen einer
juristischen Person oder eines Verbandes im Sinne des Absatzes 1 Halb-
satz 1 dient.

§3
Zulassigkeit von Nebentatigkeiten im Landesdienst

Aufgaben, die fiir das Land Berlin oder fir eine landesunmittelbare Korper-
schaft, Anstalt oder Stiftung des 6ffentlichen Rechts wahrgenommen werden,
sind grundsatzlich in ein Hauptamt einzuordnen. Sie sollen nicht als Nebenté&-
tigkeit zugelassen werden, wenn sie mit dem Hauptamt in Zusammenhang ste-
hen.

§4
Verglitung

(1) Vergltung fir eine Nebentatigkeit ist jede Gegenleistung in Geld oder
geldwerten Vorteilen, auch wenn kein Rechtsanspruch auf sie besteht.
(2) Als Vergitung im Sinne des Absatzes 1 gelten nicht
1. der Ersatz von Fahrkosten sowie Tagegelder bis zur Hohe des Betrages,
den die Reisekostenvorschriften fur Beamte in der héchsten Reisekosten-
stufe fur den vollen Kalendertag vorsehen, oder, sofern bei Anwendung
dieser Vorschriften ein Zuschul? zustehen wirde, bis zur Hohe des
Gesamtbetrages; entsprechendes gilt fir Ubernachtungsgelder,
2. der Ersatz sonstiger barer Auslagen, wenn keine Pauschalierung vorge-
nommen wird.
(3) Pauschalierte Aufwandsentschadigungen sind in vollem Umfang, Tage-
und Ubernachtungsgelder insoweit, als sie die Betrage nach Absatz 2 Nr. 1
Uibersteigen, als Verguitung anzusehen.

§ 5*

Befristung, allgemeine Erteilung,
Untersagung und Widerruf der Genehmigung

(1) Eine Genehmigung soll nur fiir den Einzelfall erteilt werden. Bei einer
fortlaufend wahrgenommenen Nebentatigkeit ist die Genehmigung zu befri-
sten; sie erlischt spatestens nach Ablauf von zwei Jahren oder bei einem Wech-
sel der Dienststelle. Wird keine neue Genehmigung erteilt, soll dem Beamten
auf Antrag eine angemessene Frist zur Abwicklung der Nebentatigkeit bewil-
ligt werden. ...

(2) Die zur Ubernahme einer oder mehrerer Nebenbeschéaftigungen gegen
Vergutung erforderliche Genehmigung gilt allgemein als erteilt, wenn

1. die Nebenbeschéftigungen nur gelegentlich und auerhalb der Arbeitszeit

ausgelibt werden und einen geringen Umfang haben,

2. kein gesetzlicher Versagungsgrund vorliegt und

3. die Vergutung insgesamt 51,£3n Monat nicht Ubersteigt.

s. 1 Satz 4: Aufgeh. durch Art. Il d. VO v. 15. 11. 1999, GVBI. S. 595
s. 2 Satz 1 Nr. 3: Geand. durch Art. XII Nr. 1 d. VO v. 29. 5. 2001, GVBI. S. 165

§5Ab
§5Ab
2
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Eine als genehmigt geltende Nebenbeschéaftigung ist anzuzeigen. Sie ist zu
untersagen, wenn dienstliche Interessen beeintrachtigt werden.

(3) Wird eine Genehmigung widerrufen oder eine als genehmigt geltende
oder eine nicht genehmigungspflichtige Nebentétigkeit untersagt, so soll dem
Beamten eine angemessene Frist zur Abwicklung der Nebentatigkeit einge-
raumt werden, soweit die dienstlichen Interessen dies gestatten.

§ 6*
Vergutungen fir Nebentatigkeiten im &ffentlichen Dienst

(1) Fir eine Nebentatigkeit im Landesdieli$t3) wird grundsatzlich eine
Vergltung nicht gewahrt. Ausnahmen kénnen zugelassen werden fur

1. Gutachtertatigkeiten und schriftstellerische Tatigkeiten,

2. Tatigkeiten, deren unentgeltliche Ausubung dem Beamten nicht zugemu-

tet werden kann.

Wird der Beamte flr die Nebentatigkeit in seinem Hauptamt entsprechend ent-
lastet, darf eine Vergltung nicht gezahlt werden.

(2) Werden Vergutungen nach Absatz 1 Satz 2 gewahrt, so durfen sie im
Kalenderjahr insgesamt nicht tibersteigen

€
fur Beamte in den Besoldungsgruppen Bruttobetrag
ALbiISA 8 .. 3681,30
A9GDbISA L2 ... e 4 294,85
Al13bisA16,B1,R1undR2 ....................: 4 908,40
B2bisB5 R3bISRS5 ........... i, 5521,95
abB6,R6G ... . e 6 135,50

Innerhalb des Hochstbetrages ist die Vergiitung nach dem Umfang und der
Bedeutung der Nebentatigkeit abzustufen. Mit Ausnahme von Tage- und Uber-
nachtungsgeldern dirfen Auslagen nicht pauschaliert werden.

87
Ablieferungspflicht

(1) Erhélt ein Beamter Vergitungen fur eine oder mehrere Nebentatigkeiten
im Landesdienst oder fur sonstige Nebentatigkeiten, die er im 6ffentlichen oder
in dem ihm gleichstehenden Dienst oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veran-
lassung einer fiir beamtenrechtliche Entscheidungen zustandigen Stelle austibt,
so hat der Beamte die Vergutungen unverziglich nach Ablauf eines jeden
Kalenderjahres insoweit an seinen Dienstherrn im Hauptamt abzuliefern, als sie
fur die in einem Kalenderjahr ausgelbten Tatigkeiten di& @Abs. 2 Satz 1
genannten Bruttobetrage Ubersteigen. Vor der Ermittlung des abzuliefernden
Betrages sind von den Vergutungen abzusetzen die im Zusammenhang mit der
Nebentéatigkeit entstandenen Aufwendungen fiir

§ 6 Abs. 2 Satz 1: Neugef. durch Art. XII Nr. 2 d. VO v. 29. 5. 2001, GVBI. S. 165
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1. Fahrkosten sowie Unterkunft und Verpflegung bis zur Hohe dér4n
Abs. 2 Nr. 1genannten Betrage,
2. die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des
Dienstherrn (einschlie3lich Vorteilsausgleich),
3. sonstige Hilfeleistungen und selbst beschafftes Material.
Voraussetzung ist, daf3 der Beamte fur diese Aufwendungen keinen Auslagen-
ersatz erhalten hat.
(2) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 treffen auch Ruhestandsbeamte und
frlhere Beamte insoweit, als die Vergutungen fiir vor der Beendigung des
Beamtenverhéltnisses liegende Zeitrdume gewahrt worden sind.

88
Ausnahmen von 88 6 und 7

(1) 88 6 und 7sind nicht anzuwenden auf Vergltungen fiir

1. Lehr-, Unterrichts-, Vortrags- oder Prufungstéatigkeiten,

2. Tatigkeiten als gerichtlicher oder staatsanwaltschaftlicher Sachverstandi-
ger,

3. Tatigkeiten auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung,

4. Gutachtertatigkeiten von Arzten, Zahnarzten, Tierarzten, Psychologen
oder Psychotherapeuten fiir Versicherungstrager oder fiir andere juristi-
sche Personen des 6ffentlichen Rechts sowie arztliche, zahnérztliche oder
tierarztliche Verrichtungen dieser Personen, fiir die nach den Gebuhren-
ordnungen Gebuhren zu zahlen sind,

5. Tatigkeiten, die wahrend eines unter Wegfall der Besoldung gewahrten
Urlaubs ausgetbt werden.
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(2) Wird der Beamte fir die in Absatz 1 genannten Nebentatigkeiten in sei-
nem Hauptamt entsprechend entlastet, darf eine Vergltung nicht gezahlt wer-
den.

§9
Abrechnung von Vergiitungen

Der Beamte hat nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres seiner Dienstbe-
horde eine Abrechnung tber die ihm zugeflossenen Vergitungen im Sinne des
§ 7vorzulegen. In den Fallen d&s7 Abs. 2sind auch Ruhestandsbeamte und
frlhere Beamte hierzu verpflichtet.

§10

Genehmigung der Inanspruchnahme von Einrichtungen,
Personal oder Material des Dienstherrn

(1) Der Beamte bedarf der vorherigen schriftichen Genehmigung, wenn er
bei der Auslibung einer Nebentatigkeit Einrichtungen, Personal oder Material
seines Dienstherrn in Anspruch nehmen will.

(2) Einrichtungen sind die séchlichen Mittel, insbesondere die Dienstraume
und deren Ausstattung einschlie3lich Apparate und Instrumente mit Ausnahme
von Bibliotheken. Material sind alle verbrauchbaren Sachen und die Energie.

(3) Aus AnlaR der Mitwirkung an der Nebentétigkeit darf Mehrarbelt,
Bereitschaftsdienst oder Rufbereitschaft nicht angeordnet, genehmigt oder ver-
gltet werden. Vereinbarungen Uber eine private Mitarbeit au3erhalb der
Arbeitszeit bleiben unberihrt.

(4) Die Genehmigung erteilt die Dienstbehérde im Einvernehmen mit der
Dienststelle, in deren Bereich die Nebentatigkeit ausgetbt wird. Entfallt nach-
traglich das offentliche oder wissenschaftliche Interesse an der Austibung der
Nebentatigkeit, ist die Genehmigung zu widerrufen. In dem Genehmigungsbe-
scheid ist der Umfang der zugelassenen Inanspruchnahme anzugeben. Die
Genehmigung darf nur unter der Auflage erteilt werden, daf3 ein Entgelt fir die
Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material gezahlfwiitd.

Abs. 2bleibt unberthrt. Die Genehmigung kann bedingt oder befristet erteilt
werden.

§11

Entgelt fur die Inanspruchnahme von Einrichtungen,
Personal oder Material; Grundséatze

(1) Fur die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material sei-
nes Dienstherrn hat der Beamte ein angemessenes Entgelt zu entrichten. Bei
einer gemeinschaftlichen Inanspruchnahme durch mehrere Beamte sind sie als
Gesamtschuldner zur Entrichtung des Entgelts verpflichtet.
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(2) Nimmt ein Beamter ein Nebenamt gegen Vergitung fur seinen Dienst-
herrn wahr oder ubt er eine unentgeltliche Tatigkeit aus oder ubt er eine Pru-
fungs-, Lehr- oder Unterrichtstétigkeit im 6ffentlichen Dienst aus, bei deren
Wahrnehmung er die hierfir zur Verfligung gestellten Arbeitsraume benutzt, so
kann auf die Entrichtung eines Entgelts fir die Inanspruchnahme von Einrich-
tungen, Personal oder Material verzichtet werden.

(3) Die Hohe des Entgelts richtet sich nach den Grundsatzen der Kostendek-
kung und des Vorteilsausgleichs.

§12*
Hoéhe des Entgelts

(1) Das Entgelt auBerhalb des v@B2 Landeskrankenhausgeseedallten
Bereichs wird pauschaliert nach einem Vomhundertsatz der fir die Nebentatig-
keit bezogenen (Brutto-)Vergilitung bemessen. Es betragt im Regelfall

a) 5v. H. fur die Inanspruchnahme von Einrichtungen,

b) 10 v. H. fur die Inanspruchnahme von Personal,

c) 5v. H. fur den Verbrauch von Material,

d) 10 v. H. fur den durch die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Perso-
nal oder Material erwachsenen wirtschaftlichen Vorteil.

(2) Soweit die Pauschalséatze nach Absatz 1 Buchstaben a bis ¢ in einzelnen
Bereichen die tatsachlichen Kosten Uiberschreiten oder unterschreiten, kann das
fachlich zustandige Senatsmitglied im Einvernehmen mit dem Senator fir
Finanzen besondere Regelungen treffen.

(3) Das fachlich zustandige Senatsmitglied kann im Einvernehmen mit dem
Senator fur Finanzen abweichend von Absatz 1 Gebiihrenordnungen und son-
stige allgemeine Kostentarife, soweit sie die entstandenen Kosten und Vorteile
abdecken, fur anwendbar erklaren.

(4) Wird im Einzelfall nachgewiesen, daf? das nach den Vomhundertsatzen
des Absatzes 1 berechnete Entgelt offensichtlich um mehr als 25 v. H. niedriger
oder hoher ist als es dem Wert der Inanspruchnahme entspricht, so ist es von
Amts wegen oder auf Antrag des Beamten nach dem Wert

1. der anteiligen Kosten fiir die Beschaffung, Unterhaltung und Verwaltung

der benutzten Einrichtungen,

2. der anteiligen Kosten fiir das in Anspruch genommene Personal ein-

schlie3lich der Personalnebenkosten und der Gemeinkosten,

3. der Beschaffungs- und anteiligen Verwaltungskosten fiir das Material,

4. des durch die Bereitstellung von Einrichtungen, Personal oder Material

erwachsenen wirtschaftlichen Vorteils des Beamten (Vorteilsausgleich)
festzusetzen. Der Beamte muld den Nachweis innerhalb einer Ausschluf3frist
von drei Monaten nach Festsetzung des Entgelts erbringen. Die Entscheidung
trifft die Dienstbehdérde im Einvernehmen mit dem Senator fur Finanzen.

§ 12 Abs. 1 Satz 1: Ber. GVBI. 1988 S. 1948

6
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§13*
Nachweis- und Abfiihrungsverfahren

(1) Der Beamte ist verpflichtet, bei fortlaufender Inanspruchnahme von Ein-
richtungen, Personal oder Material des Dienstherrn vierteljahrlich —im Gibrigen
bei Ende der Inanspruchnahme — der Dienstbehdrde die zur Festsetzung des
Entgelts erforderlichen Angaben unverziglich und vollstandig zu machen. Der
Beamte kann verpflichtet werden, von Beginn an Aufzeichnungen zu fihren.
Auf Verlangen sind entsprechende Aufzeichnungen und Nachweise vorzule-
gen. Die Unterlagen sind flnf Jahre — vom Tage der Festsetzung des Entgelts an
gerechnet — aufzubewahren.

(2) Das Entgelt ist von Amts wegen unverziglich festzusetzen.

(3) Das Entgelt ist innerhalb eines Monats nach der Festsetzung fallig.

(4) Wird das Entgelt innerhalb eines Monats nach Falligkeit nicht entrichtet,
so ist unbeschadet der Einlegung von Rechtsbehelfen von dem riickstandigen
Betrag ein jahrlicher Zuschlag in Héhe von 5 Prozentpunkten tber dem Basis-
zinssatz zu erheben. Fur die Berechnung des Zuschlags wird der riickstandige
Betrag auf volle 50 Euro abgerundet.

(5) Das Nahere Uber das Nachweis- und Abflhrungsverfahren regelt das
zustandige Senatsmitglied im Einvernehmen mit dem Senator fir Finanzen.

§14

Hochschullehrer
Diese Verordnung gilt fir das wissenschaftliche und kiinstlerische Personal
an Hochschulen, soweit die auf Grund des Berliner Hochschulgesetzes erlas-
sene Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt.
§15
Ubergangsvorschrift

Die vor Inkrafttreten dieser Verordnung erteilten Genehmigungen zur Inan-
spruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn erlo-
schen spatestens mit Ablauf von
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung; bis dahin sind die bishe-
rigen Bestimmungen uber die Entrichtung eines Entgelts weiter anzuwenden.

8§ 16*
Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am ersten Tage des auf die Verkiindung im Gesetz- und
Verordnungsblatt fur Berlin folgenden Kalendermonats in Kraft. ...

§ 13 Abs. 4: Neugef. durch Art. IX d. Ges. v. 10. 2. 2003, GVBI. S. 62
§ 16 Satz 2: Aufhebungsvorschrift

75. Erg.Lfg. (Mai 2003)



2030-1-5

— Leerseite —

75. Erg.Lfg. (Mai 2003)



	S T A R T - S E I T E
	§�1 Nebentätigkeit
	§�2 Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst
	§�3 Zulässigkeit von Nebentätigkeiten im Landesdienst
	§�4 Vergütung
	§�5* Befristung, allgemeine Erteilung, Untersagung und Widerruf der Genehmigung
	§�6* Vergütungen für Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst
	§�7 Ablieferungspflicht
	§�8 Ausnahmen von §§�6 und 7
	§�9 Abrechnung von Vergütungen
	§�10 Genehmigung der Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienst...
	§�11 Entgelt für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material; Grundsätze
	§�12* Höhe des Entgelts
	§�13* Nachweis- und Abführungsverfahren
	§�14 Hochschullehrer
	§�15 Übergangsvorschrift
	§�16* Inkrafttreten

